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Beschlussvorlage 
OBM/019/2026 

 
 

 

  
 

Beratung Datum Behandlung Ziel 

Stadtrat 22.07.2026 öffentlich Beschluss 
 

Betreff: 

Änderung der Stadtratsgeschäftsordnung 
hier: Antrag der Stadtratsfraktionen der  CSU, SPD, B90/Grüne-Volt vom 29.06.2026 

 
Anlagen: 

Antrag der Stadtratsfraktionen der  CSU,SPD, B90G-V vom 29.06.2026 
Aktuelle Fassung der Stadtrats-Geschäftsordnung 

 
Sachverhalt (kurz): 

 
Mit dem vorliegenden Antrag begehren die Stadtratsfraktionen von CSU, SPD und Bündnis90/ 
Die Grünen – Volt eine Änderung des § 29 der Stadtratsgeschäftsordnung.  
Zu Vergleichszwecken ist die geltende Fassung der Vorlage beigefügt. 
 
 

1. Finanzielle Auswirkungen: 

  Noch offen, ob finanzielle Auswirkungen 

 Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

      

 (→ weiter bei 2.) 

  Nein (→ weiter bei 2.) 

  Ja 

  Kosten noch nicht bekannt 

  Kosten bekannt 

 

 Gesamtkosten       € Folgekosten       € pro Jahr 

     dauerhaft   nur für einen begrenzten Zeitraum 

 davon investiv       € davon Sachkosten       € pro Jahr 

 davon konsumtiv       € davon Personalkosten       € pro Jahr 
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Stehen Haushaltsmittel/Verpflichtungsermächtigungen ausreichend zur Verfügung? 

(mit Ref. II / Stk - entsprechend der vereinbarten Haushaltsregelungen - abgestimmt, 
ansonsten Ref. II / Stk in Kenntnis gesetzt) 

  Ja  

  Nein Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

      

 

2a. Auswirkungen auf den Stellenplan: 

  Nein (→ weiter bei 3.) 

  Ja 

  Deckung im Rahmen des bestehenden Stellenplans 

 
 Auswirkungen auf den Stellenplan im Umfang von       Vollkraftstellen (Einbringung 

und Prüfung im Rahmen des Stellenschaffungsverfahrens) 

  Siehe gesonderte Darstellung im Sachverhalt 

 

2b. Abstimmung mit DIP ist erfolgt   (Nur bei Auswirkungen auf den Stellenplan auszufüllen) 

  Ja  

  Nein Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

      

 

3. Diversity-Relevanz: 

  Nein 
 

Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

 
  Ja       

 

4. Abstimmung mit weiteren Geschäftsbereichen / Dienststellen: 
 

   RA und DiP (verpflichtend bei Satzungen und Verordnungen)  
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Beschlussvorschlag: 

 
Die Stadtratsgeschäftsordnung wird in § 29 wie folgt geändert:  
 
(4) Ein Stadtratsmitglied darf im Stadtrat und seinen Ausschüssen nur dann sprechen, wenn 
ihm die oder der Vorsitzende das Wort erteilt hat. Jedes Stadtratsmitglied darf im Stadtrat zu 
demselben Gegenstand regelmäßig nur einmal das Wort erhalten; die Begründung eines 
Antrages gemäß § 27 Abs. 2 fällt nicht hierunter. Diese Beschränkung gilt nicht für die oder den 
Vorsitzenden und die Referentinnen und Referenten; sie gilt auch nicht für die bloße 
Berichtigung eigener Erklärungen. Die oder der Vorsitzende erteilt das Wort in der Reihenfolge 
der Wortmeldungen. Bei gleichzeitiger Wortmeldung entscheidet die oder der Vorsitzende über 
die Reihenfolge. 
 
Wer einen Antrag auf Übergang zur Tagesordnung, Vertagung, Schluss der Beratung stellen 
oder sonst wie zur Geschäftsordnung sprechen will, erhält das Wort sofort, jedoch ohne 
Unterbrechung einer Rede. Die oder der Vorsitzende hat das Recht, sich jederzeit an der 
Beratung zu beteiligen oder außer der Reihe den Referentinnen und Referenten das Wort zur 
Aufklärung zu erteilen. In den Ausschüssen kann jedes Stadtratsmitglied bis zu zweimal das 
Wort zu demselben Gegenstand erhalten, im Übrigen gelten die o.g. Regelungen.  
 
(5) Die Redezeit der ehrenamtlichen Stadtratsmitglieder soll bei Antragsbegründungen zehn 
Minuten, im Übrigen fünf Minuten nicht übersteigen; Ausnahmen bedürfen der Absprache mit 
der oder dem Vorsitzenden. Bei Tagesordnungspunkten, die reine Berichte ohne 
Beschlussfassung darstellen, soll die Redezeit 3 Minuten nicht übersteigen. Bei den 
Haushaltsreden im Rahmen der Haushaltsberatungen beträgt die Höchstredezeit für die 
Fraktionen über 10 Fraktionsmitglieder 45 Minuten, für die Fraktionen bis 10 
Fraktionsmitglieder 30 Minuten, für die weiteren Gruppen 15 Minuten und für die 
Einzelstadtratsmitglieder 5 Minuten.  
 
neu hinzu:  
 
(13) Allein oder auch neben Maßnahmen gemäß den Absätzen 11 und 12 kann der 
Vorsitzende gegen Mitglieder, welche im Rahmen einer Sitzung die Ordnung erheblich stören, 
mit Zustimmung des Stadtrats ein Ordnungsgeld bis zu 500,- Euro, im Wiederholungsfall bis zu 
1.000,- Euro festsetzen; hierzu gilt die Zustimmung des Stadtrats als erteilt, wenn sich aus der 
Mitte des Stadtrats bzw. Ausschusses kein Widerspruch erhebt. Ein Wiederholungs-fall im 
Sinne des Satzes 1 liegt vor, wenn gegenüber dem Mitglied innerhalb derselben Sitzung 
bereits ein Ordnungsgeld festgesetzt wurde.  
 
bisher (13):  
 
(14) Falls die Ruhe und Ordnung im Sitzungssaal nicht anders wiederherzustellen ist, kann die 
oder der Vorsitzende die Sitzung unterbrechen oder aufheben. Eine unterbrochene Sitzung ist 
spätestens am nächsten Tage fortzuführen; einer neuerlichen Ladung hierzu bedarf es nicht. 
Die Beratung ist an dem Punkt, an dem die Sitzung unterbrochen wurde, fortzusetzen. 
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